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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Ausgabe A. — 


Nr. 17 Ausgegeben Danzig, den 22. April 1925 


Inhalt. Verordnung zur Aenderung der Poſtordnung (S. 119). Verordnung zur Aenderung der Poſtſcheck⸗ 
ordnung (S. 121). Verordnung betreffend Feſtſetzung der Zinsſätze im Pfandleihergewerbe (S. 122). 


VE EN TAT 
x n 


44 f - Verordnung 
zur Anderung der Poſtordnung. Vom 3. 4. 1925. 
Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des 8 50 

des Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichgeſetzblatt S. 347) 
wird die Poſtordnung für die Freie Stadt Danzig vom 23. Dezember 1921 (Geſetzbl. S. 277 ff.) wie 
folgt geändert: 

1. Im 8 1 „Allgemeines; Meiſtgewicht; uſw.“, Abſ. III, 2. Unterabs., it zu ſetzen ſtatt „Einſchreib⸗ 
f gebühren, Zuſtellungsgebühren oder die Zuſchlagsgebühr für poſtlagernde Sendungen,“: Einſchreib⸗ 
SR gebühren und Zuſtellungsgebühren. 
5 2. Im 8 6 „Poſtkarten“, Mbf. IT, iſt zu ſetzen ſtatt „für die Paketkarten (§ 12, II) vorgeſehenen 

Höchſtmaße von 15,7 : 10,7“: Höchſtmaße von 15,0 : 10,5. i 
3. Im 8 12 „Pakete“, Abſ. II, iſt in der Klammer zu ſetzen ſtatt „15,7: 10,7 em“: 14,8 : 10,5. 
4. Der 8 20 b „Telegraphiſche Poſtanweiſungen“ erhält folgende Faſſung: 

X. Auf Poſtanweiſungen eingezahlte Beträge werden auf Verlangen des Abſenders telegraphiſch 
überwieſen. Derartige Poſtanweiſungen ſind in unbeſchränkter Höhe zugelaſſen. 3 

XI. Für telegraphiſche Poſtanweiſungen iſt ein beſonderer Vordruck zu verwenden, der von 

der Poſt zu beziehen iſt; nichtamtliche Vordrucke werden nicht zugelaſſen. Der Vordruck iſt mit 
Ausnahme der Poſtvermerke vom Auflieferer nach den Vorſchriften des § 20, III auszufüllen. i 


Empfänger ſind in das Überweiſungstelegramm aufzunehmen. >= 
XII. Die Beſtimmungen des § 20, V, VII, VIII und IX gelten ſinngemäß auch für 
telegraphiſche Poſtanweiſungen. 5 s : 
XIII. Von Orten ohne Telegraphenanſtalt wird das Überweiſungstelegramm eingeſchrieben 
mit der nächſten Poſt der Telegraphenanſtalt überſandt, die am ſchnellſten zu erreichen iſt, oder die 
das Telegramm nach Lage ihrer Dienſtſtunden am ſchnellſten dem Beſtimmungsorte zuführen kann. 
XIV. Nach Poſtorten ohne Telegraphenanſtalt wird das Überweiſungstelegramm von der 
letzten Telegraphenanſtalt mit der nächſten Poſt eingeſchrieben weiterbefördert. 
XV. An Gebühren ſind zu entrichten 5 f 
1. eine nach der Höhe des Poſtanweiſungsbetrags geſtaffelte Gebühr und zutreffendenfalls i 
2. die Telegraphengebühr für die in das Überweiſungstelegramm aufgenommenen Mitteilungen 
für den Empfänger (XD, f f 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 30. 4. 1925). = 


Die Anwendung einer abgekürzten Telegrammanſchrift iſt nicht zuläſſig. Mitteilungen für den 
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3. die Brief- und Einſchreibgebühr für die Beförderung des Telegramms zur nächſten Telegraphen- 

anſtalt (XIII), 

4. die Brief- und Einſchreibgebühr für die Beförderung des Telegramms von der letzten Tele— 

graphenanſtalt bis zur Beſtimmungspoſtanſtalt (XIV). 

Die Gebühren unter 1., 2. und 3. hat der Abſender vorauszubezahlen, die Entrichtung 
der Gebühr unter 4. kann er dem Empfänger überlaſſen. 

XVI. Telegraphiſche Poſtanweiſungen werden am Beſtimmungsorte nach den Vorſchriften 
für Eilſendungen (F 22, II) zugeſtellt, wenn ſie nicht mit dem Vermerke „Poſtlagernd“ oder 
„Telegraphenlagernd“ verſehen find. Der Betrag wird gegen Empfangsbeſcheinigung auf dem 
zurückzugebenden Telegramm gezahlt. 

XVII. Nachgeſandt werden telegraphiſche Poſtanweiſungen in der Regel mit der Poſt, 
telegraphiſch nur dann, wenn es der Abſender ausdrücklich vorgeſchrieben oder der Empfänger 
beantragt hat. Auch gewöhnliche Poſtanweiſungen werden auf Verlangen des Abſenders oder 
Empfängers telegraphiſch nachgeſandt. 

Für die telegraphiſche Nachſendung einer gewöhnlichen Poſtanweiſung wird die Gebühr für 
eine telegraphiſche Poſtanweiſung desſelben Betrags (XV, 1) und für die telegraphiſche Nachſendung 
einer telegraphiſchen Poſtanweiſung die Gebühr für ein Telegramm nach der neuen Wortzahl erhoben. 


5. Im 8§ 36 „Beſtellung und Beſtellgebühren“ erhält Abſ. V folgende Faſſung: 
V. Übernimmt die Poſt nicht die Zuſtellung, ſo müſſen die Sendungen und Poſt⸗ 
anweiſungsbeträge auf Grund der Paketkarte, des Ablieferungsſcheins oder der Poſtanweiſung 
auf der Poſt abgeholt werden (§ 43). 
6. In der „Überſicht über die poſtordnungsmäßigen Gebühren“ — Anlage zur Poſtordnung § 1, IV — 


ſind nachſtehende Anderungen vorzunehmen: 
a) Unter Ziffer 2 „Gebühr für außergewöhnliche Zeitungsbeilagen“ iſt in Spalte 3 zu ſetzen 
statt „ Vi X VE, 
b) Als Ziffer 7 find folgende Angaben einzuſchalten: 


we z Ben ee en 
: Poſt⸗ Gebühr in | 
Nr. N Gegenſtand ordnung | Danziger Anmerkungen 
8 Pfennigen 


7 Gebühr für telegraphiſche Poſtanweiſungen 20, XV 


Ziffer 1 

bis 25 Gulden Af i 250 

über 25 „ 100 Eee 275 

=, 25100 200 55 300 

5 0 100 EL 325 

5400 600 5555 350 

„ 600 „ 800 BREI FREE 400 

„5 8 . 500 
„ 1000 Gulden für je 200 Gulden 


oder einen Teil davon . 100 


Vorſtehende Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Mai 1925 in Kraft. 
Danzig, den 3. April 1925. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Leske. 
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45 Verordnung 5 
zur Anderung der Poſtſcheckordnung. Vom 3. 4. 1925. 


Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des § 10 
des Poſtſcheckgeſetzes wird die Poſtſcheckordnung vom 13. Mai 1921 (Geſetzbl. S. 53 ff.) in der Faſſung 
der Verordnungen vom 24. Juni 1923 (Geſetzbl. S. 694) und 7. Dezember 1923 (Geſetzbl. ©. 1312/13) 
wie folgt geändert: 

a) Im $ 3 (1) iſt am Schluſſe folgender Satz anzufügen: Es iſt der beſondere Vordruck für telegraphiſche 
Zahlkarten zu verwenden. 
b) Im 8 3 (8) iſt ſtatt der Worte „Abſchnitt der Zahlkarte“ zu ſetzen: Zahlkartentelegramm. 

5 Ferner iſt am Schluſſe von (3) folgender Satz anzufügen: Sie find in dieſem Falle vom 
Abſender nicht auf dem Zahlkartentelegramm, ſondern auf der Rückſeite des Abſchnitts der tefe- 
graphiſchen Zahlkarte niederzuſchreiben. 

c) § 3 (4) erhält folgende Faſſung: 
Vom Abſender werden erhoben: 
1. eine Gebühr von 2 8 50 P für Zahlkarten bis 9000 8 
Hon für Jahlkarten von über 500 bs en 1000 G 
von 1 8 mehr für je weitere 500 G oder einem Teil davon, 
2. die Telegraphengebühr für die in das Zahlkartentelegramm aufgenommenen Mitteilungen für 
den Empfänger (3), 
3. die Telegraphengebühr für das beſondere Benachrichtigungstelegramm, 
4. die Brief- und Einſchreibgebühr für die Beförderung der Telegramme von der Aufgabe⸗ Poſt⸗ 
anftalt zur nächſten Telegraphenanſtalt. 
00 In 89 (8) Abſ. 2 iſt ſtatt „Poſtanweiſungen“ zu ſetzen: Wertſendungen. 
e) Im $ 9 (10) Abf. 1 erhalten die beiden letzten Sätze als neue Abſätze folgende Faſſung: 

An Gebühren werden erhoben: 

1. 2 6 50 P für Zahlungsanweiſungen bis 25 G, 

3 G für Zahlungsanweiſungen über 25 bis 500 G, 

4 „ 500 bis 1000 G und 

1 50 P mehr für je weitere 500 G oder einen Teil davon. 

„Die Telegraphengebühr für die in das Telegramm aufgenommenen Mitteilungen für den 

Empfänger. ; 
3. Die Brief- und Einſchreibgebühr für die Beförderung des Telegramm von der letzten 

Telegraphenanſtalt bis zur Beſtimmungs⸗-Poſtanſtalt. 

Hat der Scheckausſteller die telegraphiſche Übermittlung beantragt, ſo werden die 

Gebühren von ſeinem Konto abgebucht; der Betrag des Schecks wird in dieſem Falle dem 

Empfänger unverkürzt überwieſen. Hat dagegen der Empfänger den Antrag auf telegraphiſche 

Übermittlung geſtellt, ſo wird der Betrag des Schecks um die Gebühren gekürzt. 

f) Im § 9 (10) Abſ. 2 erhält der letzte Satz folgende Faſſung: 

Für die Übermittlung nach dem neuen Beſtimmungsort werden vom Betrag die für die 

telegraphiſche Nachſendung von Poſtanweiſungen zu erhebenden Gebühren abgezogen. 
Vorſtehende Verordnung tritt vom 1. Mai 1925 ab in Kraft. 


Danzig, den 3. April 1925. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Leske. 
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Verordnung. 
betreffend Feſtſetzung der Zinssätze im Pfandleihergewerbe. Vom 9. 4. 1925. 
Auf Grund der dem Senat durch Geſetz vom 30. Januar 1923 (Geſetzbl. S. 165) erteilten 
Ermächtigung zur Abänderung des Geſetzes betr. das Pfandleihergewerbe vom 17. März 1881 (Geſetz⸗ 
ſammlung S. 265) wird unter Aufhebung der Verordnung betr. Erhöhung der Zinsſätze im Pfandleih 
gewerbe vom 24. Oktober 1923 (Geſetzbl. Nr. 84 S. 1140) folgendes verordnet: 5 3 
An Stelle der nach § 1 des Geſetzes vom 17. März 1881 zuläſſigen Zinſen dürfen die Pfandleiher 
bis auf weiteres ſich ausbedingen oder zahlen laſſen: 5 
a) 7 P für jeden Monat und jeden Gulden von Darlehnsbeträgen bis zu 40.— G, 
b) 6 P für jeden Monat und jeden den Betrag von 40.— G überſteigenden Gulden. 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 8 
Danzig, den 9. April 1925. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Wiereinski. 


—— 


5 Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,00 G, b) fü 
den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe K u. B je 2,25 G, c) für den Staatsanzeiger für die Frei 
Stadt Danzig Teil II 3,00 G. Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte ſieh 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 1,80 G, zu b) 1,20 G. 

Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum — 0,40 Gulden. 
g HBelegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. - 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


